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Gegen die mit Schreiben des Bundeskanzleramtes vom 21. Dezember 2000, GZ 630 

733/0-V /1/00, übennitte1te, im Betreff genannte Regierungsvorlage bestehen gewichti­

ge Bedenken. Es wird daher ersucht, die nachstehende Stellungnahme den Klubs der 

im Parlament vertretenen Parteien zur VerfUgung ZU stellen. 

I. Grundsätzliches: 

Die im Art.l Z 15 (§ 21a Abs. 3 Meldegesetz 1991) vorgesehene Überprüfung der 

Richtigkeit der in den Melderegistern enthaltenen Meldedaten auf Grund der anlässlieh 
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der Volkszählung 2001 erhobenen Daten ist jedenfalls vor Übertragung der Agenden 

des Meldewesens noch von der derzeit 7,Uständigen Bundespolizeidirektion Wien 

durchzuflihren. Dies wäre ausdrUckI ich zu regeln. Eine Bereinigung der Daten durch 

die Stadt Wien käme nur in Frage, wenn die Kosten dat'llr jedenfalls vom Bund getra­

gen werden_ 

Nicht nachvollziehbar sind aber überhaupt die Ausführungen in den Erläuternden Be­

merkunge~ dass den Gemeinden keinc zusätzlichen Kosten erwachsen werden, da 

schon bislang von diesen Einwohnerevidenzen gefiihrt worden seien. Neben den Kos­

ten, die im EDV-Bereich antidien, sowie dem zu erwartenden erhöhten Personalauf­

wand sind nämlich im vorliegenden Entwurf noch zusätzliche Aufgaben tur die Mel­

debehörde, wie die Einholung von Wohnsitzerklärungen (Art. I Z 7 - § 15a Meldege­

setz 1991) und die Ausstellung von Hauptwohnsitzbestätigungen für Obdachlose (Art. 

J Z 13 - § 19a Meldegesetz 1991) enthalten_ 

Darüber hinaus ist im Art. II Z 3 (§ 3 Ahs. 4 Meldegesetz 1991) und Z 4 (§ 4 Abs_ 4 

Meldegesetz 1991) insofern eine Verschlechterung fUr die Meldebehärden gegenüber 

den bisJang vorliegenden Entwürfen eingetreten, als künftig keine Intormation über 

Um- bzw. Abmeldungen, die bei der filr den Hauptwohnsitz zuständigen Meldebehör­

de vorgenommen wurden, ergeht, sondern den anderen Meldebehärden lediglich die 

Gelegenheit zu bieten ist, sich darüber in Kenntnis ZU setzen. Auch hier ist ein erhöhter 

Aufwand fUr die Stadt Wien ZU erwarten_ Die Möglichkeit, sich über die durch den 

Meldevorgang ausgelösten Veränderungen im Wege des Zentralen Melderegisters in 

Kermtnis zu setzen, ist nicht ausreichend. Vielmehr ist eine aktive Intormation der be­

trotTencn Meldebehörde erforderlich - wie dies auch im Vorentwurfvorgesehen war-, 

nicht zuletzt deshalb, um die Durchfuhrung der Ändenmgen in den lokalen Melderc­

gistem sicherzustellen. 
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Weiters bedeutet die Neufassung des § 8 des Volkszählungsgesetzes (Art. IU Z 8) eine 

finanzielle SchlechtersteIlung der Gemeinden, da der ilmen durch die Volkszählung 

entstehende zusätzliche Aufwand nicht mehr gesondert abgegolten wird, sondern im 

Rahmen des finanzausgleiches zu ersetzen ist. 

Außerdem ist im Hinblick auf die Kostenbelastung der Stadt Wien von Bedeutung, 

dass die Verwaltungsstrafvert3.hren künftig von den Bezirksverwaltungsbehörden und 

nicht mehr von der Bundespolizeidirektion zu filhren sind (Art. TI Z 16 - § 22 Abs. 6 

Meldegesetz 1991). 

Überdies wird darauf hingewiesen, dass die Stadt Wien vor Übernahme des Meldewe­

sens rur die dadurch notwendigen Vorbereitungen eine ausreichende Vorlauf zeit benö­

tigt, und dieser Umstand wird bei Erlassung der VerordnWlg des Bundesministers fiir 

Inneres gemäß Art. I Z 9 (§ 16b Abs. 4 Meldegesetz 1991) entsprechend zu bctiick­

sichtigen sein. 

Schließlich wird bemerkt, dass die Regierungsvorlage keine Regelung enthält, die der 

Stadt Wien die Möglichkeit einräumt, Aruneldungen künftig auch auf elektronischem 

Weg entgegenzunehmen und somit ein den modernen technischen Gegebenheiten ent· 

sprechendes Service den BUrgerinnen und Bürgern anzubieten. 

Besonders kritisch ist abschließend hervorzuheben, dass § 17 Abs. 3 des Meldegeset· 

zes 1991 noch immer nicht in das umfassende Novellicrungsvorhaben einbezogen 

wurde. Diese nunmehr beim Verfassungsgerichtshofin Prüfung stehende Bestimmung. 

nach der praktisch ausschließlich das Partcivorbringen über den Hauptwohnsitz ent­

scheidet, sollte im Interesse der vor der Volkszählung unbedingt erforderlichen rechtli­

chen Klarheit in einer Weise novelliert werden, dass sie als wesentliche Rechtsgrund­

lage der Volksz.ählung verfassungsrechtlich unbedenklich ist. 
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ll. Zu einzelnen Bestimmungen: 

Zu Art. 11 Z 7 (§ 10 Abs. 7 Meldegesetz 1991 ): 

Die zum Vorentwurfgeäußerte Kritik bezüglich der zu unterschreibenden Ausdrucke 

der Gästeblattsammlung sollte auch bewirken, dass.für die "schriftliche Wiedergabe" 

nicht der gesamte Datenumfang verwendet werden muss. Es würde ausreichen, eine 

fortlaufende Unterschriftenliste zu flihren~ die sich auf den Meldevorgang - allenfalls 

durch Wiedergabe von Ankunftsdatwn und Name des Meldepflichtigen - bezieht. 

Zu Art. III Z 11 (6 11 Abs. 7 Volkszählungs gesetz 1980): 

Hier ware unbedingt eine viennonatige Frist zur Übennittlung der Daten an die Statis­

tik Österreich vorzusehen. um der Situation in größeren Städten Rechnung zu tragen. 

Die im Entwurf nonnierte dreimonatige Frist reicht fiir die ordnungsgemäße Übergabe 

der Datensätze in Wien sicher nicht aus. 

Gleichzeitig werden 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme an das Präsidium des 

Nationalrates übermittelt Eine weitere Ausfertigung ergeht an die e-mail Adresse 

"begutachtungsverfahren@parlament.gv.at". 

Dr. Moritz 
Senatsrat 
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